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heit vorsehen und die mit der Ersten Richtlinie 68/151/EWG des Rates189, begonnen wurde, 
ist bei den Aktiengesellschaften besonders wichtig, weil in der Wirtschaft der Mitgliedstaaten 
die Tätigkeit dieser Gesellschaften vorherrscht und häufig die Grenzen des nationalen Ho-
heitsgebiets überschreitet.

(3) Die Koordinierung der nationalen Vorschriften über die Gründung von Aktiengesell-
schaften sowie die Aufrechterhaltung, die Erhöhung und die Herabsetzung ihres Kapitals ist 
vor allem bedeutsam, um beim Schutz der Aktionäre einerseits und der Gläubiger der Gesell-
schaft andererseits ein Mindestmaß an Gleichwertigkeit sicherzustellen.

(4) Die Satzung oder der Errichtungsakt einer Aktiengesellschaft muss in der Union jedem 
Interessierten die Möglichkeit bieten, die wesentlichen Merkmale der Gesellschaft und insbe-
sondere die genaue Zusammensetzung des Gesellschaftskapitals zu kennen.

(5) Der Schutz Dritter sollte durch Bestimmungen gewährleistet werden, welche die Grün-
de, aus denen im Namen von Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien oder 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung eingegangene Verpflichtungen unwirksam sein 
können, so weit wie möglich beschränken.

(6) Um die Rechtssicherheit in den Beziehungen zwischen den Gesellschaften und Dritten 
sowie im Verhältnis der Gesellschafter untereinander zu gewährleisten, ist es erforderlich, die 
Fälle der Nichtigkeit sowie die Rückwirkung der Nichtigerklärung zu beschränken und für 
den Einspruch Dritter gegen diese Erklärung eine kurze Frist vorzuschreiben.

(7) Der Koordinierung der nationalen Vorschriften über die Offenlegung, die Wirksamkeit 
eingegangener Verpflichtungen von Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Akti-
en oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie die Nichtigkeit dieser Gesellschaften 
kommt insbesondere zum Schutz der Interessen Dritter eine besondere Bedeutung zu.

(8) Die Offenlegung sollte es Dritten erlauben, sich über die wesentlichen Urkunden einer 
Gesellschaft sowie einige sie betreffende Angaben, insbesondere die Personalien derjenigen, 
welche die Gesellschaft verpflichten können, zu unterrichten.

(9) Gesellschaften sollten unbeschadet der grundlegenden Anforderungen und vorgeschrie-
benen Formalitäten des nationalen Rechts der Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, die 
erforderlichen Urkunden und Angaben auf Papier oder in elektronischer Form einzureichen.

(10) Die betroffenen Parteien sollten in der Lage sein, von dem Register Kopien dieser 
Urkunden und Angaben sowohl in Papierform als auch in elektronischer Form zu erhalten.

(11) Die Mitgliedstaaten sollten das Amtsblatt, in dem die offenzulegenden Urkunden und 
Angaben bekannt zu machen sind, in Papierform oder in elektronischer Form führen oder 
Bekanntmachungen durch andere ebenso wirksame Formen vorschreiben können.

(12) Der grenzüberschreitende Zugang zu Informationen über eine Gesellschaft sollte 
erleichtert werden, indem zusätzlich zur verpflichtenden Offenlegung in einer der im Mit-
gliedstaat der Gesellschaft zugelassenen Sprachen die freiwillige Eintragung der erforderlichen 
Urkunden und Angaben in weiteren Sprachen gestattet wird. Gutgläubig handelnde Dritte 
sollten sich auf diese Übersetzungen berufen können.

(13) Es sollte klargestellt werden, dass die in der vorliegenden Richtlinie vorgeschriebenen 
Angaben in allen Geschäftsbriefen und Bestellscheinen der Gesellschaft unabhängig davon zu 
machen sind, ob sie Papierform oder eine andere Form aufweisen. Im Zuge der technischen 

189 [Amtl. Anm.:] Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 zur Koordi-
nierung der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des 
Artikels 58 Absatz 2 des Vertrags im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben 
sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten (ABl. L 65 vom 14. 3. 1968, S. 8).
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Entwicklungen sollte auch vorgesehen werden, dass diese vorgeschriebenen Angaben auf den 
Webseiten der Gesellschaft zu machen sind.

(14) Die Errichtung einer Zweigniederlassung ist neben der Gründung einer Tochterge-
sellschaft eine der Möglichkeiten, die derzeit einer Gesellschaft zur Ausübung des Niederlas-
sungsrechts in einem anderen Mitgliedstaat zur Verfügung stehen.

(15) Das Fehlen einer Koordinierung für die Zweigniederlassungen, insbesondere im Be-
reich der Offenlegung, hat im Hinblick auf den Schutz von Gesellschaftern und Dritten zu 
Unterschieden geführt zwischen den Gesellschaften, welche sich in anderen Mitgliedstaaten 
durch die Errichtung von Zweigniederlassungen betätigen, und den Gesellschaften, die dies 
durch die Gründung von Tochtergesellschaften tun.

(16) Zum Schutz der Personen, die über eine Zweigniederlassung mit einer Gesellschaft in 
Beziehung treten, müssen in dem Mitgliedstaat, in dem sich die Zweigniederlassung befindet, 
Maßnahmen der Offenlegung getroffen werden. Der wirtschaftliche und soziale Einfluss 
einer Zweigniederlassung kann in gewisser Hinsicht dem Einfluss einer Tochtergesellschaft 
vergleichbar sein, sodass ein öffentliches Interesse an einer Offenlegung der Gesellschaft bei 
der Zweigniederlassung besteht. Zur Regelung dieser Offenlegung bietet es sich an, von dem 
Verfahren Gebrauch zu machen, das bereits für Kapitalgesellschaften in der Union eingeführt 
worden ist.

(17) Die Offenlegung erstreckt sich auf eine Reihe von Urkunden und wichtigen Angaben 
sowie diesbezügliche Änderungen.

(18) Die Offenlegung kann – von der Vertretungsmacht, der Firma und der Rechtsform so-
wie der Auflösung der Gesellschaft und dem Verfahren bei Insolvenz abgesehen – auf Angaben 
beschränkt werden, welche die Zweigniederlassung selbst betreffen, sowie auf Hinweise auf 
das Register der Gesellschaft, zu der die Zweigniederlassung gehört, da aufgrund der beste-
henden Unionsvorschriften bei diesem Register die Angaben über die Gesellschaft insgesamt 
zur Verfügung stehen.

(19) Nationale Vorschriften, welche die Offenlegung von Unterlagen der Rechnungslegung 
verlangen, die sich auf die Zweigniederlassung beziehen, haben ihre Berechtigung verloren, 
nachdem die nationalen Vorschriften über die Erstellung, Prüfung und Offenlegung von Un-
terlagen der Rechnungslegung der Gesellschaft angeglichen worden sind. Deshalb genügt es, 
die von der Gesellschaft geprüften und offengelegten Unterlagen der Rechnungslegung beim 
Register der Zweigniederlassung offenzulegen.

(20) Geschäftsbriefe und Bestellscheine, die von der Zweigniederlassung benutzt werden, 
sollten mindestens die gleichen Angaben wie die Geschäftsbriefe und Bestellscheine der Gesell-
schaft sowie die Angabe des Registers, in das die Zweigniederlassung eingetragen ist, enthalten.

(21) Damit die Ziele dieser Richtlinie erreicht werden können und damit jede diskrimi-
nierende Behandlung nach dem Herkunftsland der Gesellschaft vermieden wird, sollte diese 
Richtlinie auch die Zweigniederlassungen von Gesellschaften erfassen, die dem Recht eines 
Drittlands unterliegen und eine Rechtsform haben, die derjenigen der unter diese Richtlinie 
fallenden Gesellschaften vergleichbar ist. Da Gesellschaften aus Drittländern nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen, sind für solche Zweigniederlassungen besondere 
Vorschriften erforderlich, die sich von den Vorschriften unterscheiden, die für Gesellschaften 
gelten, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaats unterliegen.

(22) Die vorliegende Richtlinie berührt nicht die Informationspflichten, denen die Zweig-
niederlassungen aufgrund anderer Vorschriften unterliegen, wie z. B. im Sozialrecht in Bezug 
auf das Informationsrecht der Arbeitnehmer, im Steuerrecht oder im Hinblick auf statistische 
Angaben.
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(23) Die Verknüpfung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern ist eine Maßnah-
me, die erforderlich ist, um die rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen unterneh-
mensfreundlicher zu gestalten. Sie dürfte durch Bürokratieabbau und Erhöhung der Rechts-
sicherheit die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen fördern und auf diese 
Weise zur Überwindung der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise beitragen, was zu den 
Prioritäten der Agenda Europa 2020 gehört. Durch Nutzung innovativer Informations- und 
Kommunikationstechnologie dürfte eine solche Verknüpfung auch die grenzübergreifende 
Kommunikation zwischen den Registern verbessern.

(24) Im mehrjährigen Aktionsplan 2009–2013 für die Europäische E-Justiz190 wurde die 
Entwicklung eines europäischen E-Justiz-Portals (im Folgenden „Portal“) vorgesehen, das 
einziger europäischer Zugangspunkt für den elektronischen Zugang zu rechtlichen Infor-
mationen, Justiz- und Verwaltungsorganen, Registern, Datenbanken und anderen Diensten 
sein soll, und wird die Verknüpfung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern als 
wichtig angesehen.

(25) Der grenzübergreifende Zugang zu Informationen über Gesellschaften und ihre Zweig-
niederlassungen in anderen Mitgliedstaaten lässt sich nur verbessern, wenn alle Mitgliedstaaten 
tatkräftig daran mitwirken, dass eine elektronische Kommunikation zwischen den Registern 
möglich wird und die Informationen an einzelne Nutzer in der gesamten Union in standardi-
sierter Form (identischer Inhalt und interoperable Technologien) übermittelt werden. Diese In-
teroperabilität der Register sollte sichergestellt werden, indem die Register der Mitgliedstaaten 
(im Folgenden „inländische Register“) Dienste zur Verfügung stellen, die als Schnittstellen zur 
zentralen Europäischen Plattform (im Folgenden „Plattform“) dienen sollten. Die Plattform 
sollte aus einem zentralisierten Paket von IT-Instrumenten mit Diensten bestehen und eine 
gemeinsame Schnittstelle bilden. Diese Schnittstelle sollte von allen inländischen Registern 
genutzt werden. Die Plattform sollte zudem Dienste anbieten, die eine Schnittstelle mit dem als 
europäischer elektronischer Zugangspunkt dienenden Portal und mit den von den Mitgliedstaa-
ten eingerichteten optionalen Zugangspunkten bilden. Die Plattform sollte ausschließlich als 
Instrument für die Verknüpfung von Registern und nicht als eigenständige Stelle mit Rechts-
persönlichkeit verstanden werden. Auf der Grundlage einer einheitlichen Kennung sollte die 
Plattform imstande sein, Informationen aus jedem einzelnen mitgliedstaatlichen Register den 
zuständigen Registern anderer Mitgliedstaaten in einem standardisierten Nachrichten-Format 
(ein elektronisches Nachrichten-Format für den Austausch zwischen IT-Systemen, wie bei-
spielsweise XML) und in der betreffenden Sprachfassung zukommen zu lassen.

(26) Diese Richtlinie zielt nicht auf die Schaffung einer zentralen Registerdatenbank ab, in 
der aussagekräftige Informationen über Gesellschaften gespeichert werden. Im Stadium der 
Einführung des Systems der Vernetzung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern 
(im Folgenden „System der Registervernetzung“) sollte lediglich der Datenbestand, der für 
den ordnungsgemäßen Betrieb der Plattform erforderlich ist, festgelegt werden. Dieser Bestand 
sollte insbesondere Betriebsdaten, Wörterbücher und Glossare umfassen. Dabei sollte auch 
berücksichtigt werden, dass das System der Registervernetzung effizient arbeiten muss. Die 
Daten sollten genutzt werden, um der Plattform die Ausübung ihrer Aufgaben zu ermögli-
chen, und sollten niemals unmittelbar öffentlich zugänglich gemacht werden. Die Plattform 
sollte überdies weder den Inhalt der in den inländischen Registern gespeicherten Daten zu 
Gesellschaften noch die durch das System der Registervernetzung übertragenen Daten zu 
Gesellschaften verändern.

(27) Da mit der Richtlinie 2012/17/EU des Europäischen Parlaments und des Rates191 nicht 
darauf abgezielt wird, die nationalen Systeme der Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregis-

190 [Amtl. Anm.:] ABl. C 75 vom 31. 3. 2009, S. 1.
191 [Amtl. Anm.:] Richtlinie 2012/17/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juni 2012 zur Änderung der Richtlinie 89/666/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
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ter zu harmonisieren, sind Mitgliedstaaten in keiner Weise verpflichtet, ihr internes System 
für Register, insbesondere hinsichtlich der Verwaltung und der Speicherung von Daten, der 
Gebühren und der Verwendung und Offenlegung von Informationen zu einzelstaatlichen 
Zwecken, zu ändern.

(28) Das Portal sollte sich durch die Nutzung der Plattform mit Abfragen einzelner Benutzer 
von in den inländischen Registern gespeicherten Informationen zu Gesellschaften und ihren 
Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten befassen. Dies sollte es ermöglichen, die 
Suchergebnisse im Portal anzuzeigen, einschließlich der erläuternden Hinweise in sämtlichen 
Amtssprachen der Union mit einer Auflistung der bereitgestellten Informationen. Um den 
Schutz von Dritten in anderen Mitgliedstaaten zu erhöhen, sollten auf dem Portal zusätzlich 
grundlegende Informationen über den rechtlichen Stellenwert von Urkunden und Angaben 
verfügbar sein, die gemäß den im Einklang mit dieser Richtlinie erlassenen Gesetzen der 
Mitgliedstaaten offengelegt werden.

(29) Den Mitgliedstaaten sollte es möglich sein, einen oder mehrere optionale Zugangspunk-
te einzurichten, die Auswirkungen auf die Nutzung und den Betrieb der Plattform haben kön-
nen. Daher sollte die Kommission über die Einrichtung solcher Zugangspunkte und über alle 
wesentlichen Änderungen ihrer Funktionsweise, insbesondere ihrer Schließung, unterrichtet 
werden. Eine solche Unterrichtung sollte in keiner Weise die Befugnisse der Mitgliedstaaten 
zur Einrichtung und zum Betrieb der optionalen Zugangspunkte einschränken.

(30) Gesellschaften und ihre Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten sollten eine 
einheitliche Kennung haben, durch die sie eindeutig in der Union ermittelt werden können. Die 
Kennung soll für die Kommunikation zwischen den Registern über das System der Registerver-
netzung dienen. Deshalb sollten Gesellschaften und Zweigniederlassungen nicht verpflichtet 
sein, die einheitliche Kennung auf den in dieser Richtlinie erwähnten Geschäftsbriefen und 
Bestellscheinen der Gesellschaft anzugeben. Sie sollten weiterhin ihre inländische Registrie-
rungsnummer für ihre eigenen Kommunikationszwecke benutzen.

(31) Es sollte ermöglicht werden, eine klare Verbindung zwischen dem Register einer Gesell-
schaft und den Registern ihrer Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten herzustellen, 
und zwar durch den Austausch von Informationen über die Eröffnung und Beendigung von 
Verfahren zur Abwicklung oder Insolvenz der Gesellschaft sowie über die Löschung der 
Gesellschaft aus dem Register, sofern dies in dem Mitgliedstaat des Registers der Gesellschaft 
Rechtswirkungen auslöst. Auch wenn es den Mitgliedstaaten freigestellt bleiben sollte, welche 
Verfahren sie in Bezug auf die in ihrem Gebiet eingetragenen Zweigniederlassungen anwen-
den, sollten sie doch zumindest sicherstellen, dass die Zweigniederlassungen einer aufgelösten 
Gesellschaft ohne unangemessene Verzögerung und gegebenenfalls nach dem Liquidations-
verfahren der betreffenden Zweigniederlassung aus dem Register gelöscht werden. Dies sollte 
nicht für Zweigniederlassungen von Gesellschaften gelten, die aus dem Register gelöscht 
worden sind, aber einen Rechtsnachfolger haben, etwa im Falle einer Änderung der Rechts-
form der Gesellschaft, einer Verschmelzung oder Spaltung oder einer grenzüberschreitenden 
Verlegung des Sitzes.

(32) Die Vorschriften dieser Richtlinie über die Registervernetzung sollten keine Anwen-
dung auf eine Zweigniederlassung finden, die in einem Mitgliedstaat von einer Gesellschaft 
errichtet worden ist, welche nicht dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegt.

(33) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass alle in den Registern eingetragenen 
Informationen über Gesellschaften nach einer Änderung ohne unangemessene Verzögerung 
aktualisiert werden. Die Aktualisierung sollte in der Regel innerhalb von 21 Tagen offengelegt 

2005/56/EG und 2009/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
Verknüpfung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern (ABl. L 156 vom 16. 6. 2012, 
S. 1).
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werden, nachdem die vollständigen Unterlagen über diese Änderungen, einschließlich der 
Prüfung der Rechtmäßigkeit nach nationalem Recht, eingegangen sind. Diese Frist sollte so 
ausgelegt werden, dass die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, angemessene Anstrengungen zu 
unternehmen, um die in dieser Richtlinie festgelegte Frist einzuhalten. Sie sollte nicht für die 
Unterlagen der Rechnungslegung gelten, die Gesellschaften für jedes Geschäftsjahr vorzule-
gen haben. Diese Ausnahme ist aufgrund der Arbeitsüberlastung der inländischen Register 
während der Berichtszeiträume gerechtfertigt. Im Einklang mit den allen Mitgliedstaaten 
gemeinsamen allgemeinen Rechtsgrundsätzen sollte die Frist von 21 Tagen in Fällen höherer 
Gewalt ausgesetzt werden.

(34) Entscheidet die Kommission, die Plattform durch einen Dritten entwickeln und/oder 
betreiben zu lassen, so sollte dies gemäß der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 966/2012 des Euro-
päischen Parlaments und Rates192 erfolgen. Eine angemessene Beteiligung der Mitgliedstaaten 
an diesem Prozess sollte dadurch gewährleistet werden, dass die technischen Anforderungen 
für die Zwecke des Verfahrens zur Vergabe öffentlicher Aufträge in Durchführungsrechtsakten 
festgelegt werden, die gemäß dem in Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates193, genannten Prüfverfahren erlassen werden.

(35) Entscheidet die Kommission, die Plattform durch einen Dritten betreiben zu lassen, 
so sollten die Kontinuität der Dienste, die durch das System der Registervernetzung bereit-
gestellt werden, und eine angemessene öffentliche Überwachung des Betriebs der Plattform 
gewährleistet werden. Nähere Bestimmungen zum Betriebsmanagement der Plattform sollten 
im Wege von Durchführungsrechtsakten festgelegt werden, die gemäß dem in Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 genannten Prüfverfahren erlassen werden. In jedem Fall sollte 
die Beteiligung der Mitgliedstaaten am Betrieb des gesamten Systems dadurch gewährleistet 
werden, dass ein regelmäßiger Dialog zwischen der Kommission und Vertretern der Mitglied-
staaten über Fragen des Betriebs des Systems der Registervernetzung und seiner künftigen 
Entwicklung geführt wird.

(36) Die Vernetzung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern bedarf der Abstim-
mung nationaler Systeme mit unterschiedlichen technischen Merkmalen. Dies erfordert die 
Annahme technischer Maßnahmen und Anforderungen, bei denen Unterschiede zwischen 
den Registern zu berücksichtigen sind. Um einheitliche Bedingungen für die Durchführung 
dieser Richtlinie zu gewährleisten, sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse für diese 
technischen und operativen Fragen übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang 
mit dem Prüfverfahren gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 ausgeübt werden.

(37) Diese Richtlinie sollte das Recht der Mitgliedstaaten, Gebühren für die Bereitstellung 
von Informationen über Gesellschaften durch das System der Registervernetzung zu erheben, 
wenn solche Gebühren nach nationalem Recht vorgeschrieben sind, nicht beschränken. Daher 
sollten die technischen Maßnahmen für und Anforderungen an das System der Registerver-
netzung die Festlegung von Zahlungsmodalitäten vorsehen. In dieser Hinsicht sollte diese 
Richtlinie keiner spezifischen technischen Lösung vorgreifen, da die Zahlungsmodalitäten 
zum Zeitpunkt der Annahme der Durchführungsrechtsakte festgelegt werden sollten, unter 
Berücksichtigung leicht zugänglicher Online-Zahlungsmöglichkeiten.

192 [Amtl. Anm.:] Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan 
der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. 
L 298 vom 26. 10. 2012, S. 1).

193 [Amtl. Anm.:] Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen 
die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren (ABl. L 55 vom 28. 2. 2011, S. 13).
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(38) Für Drittländer könnte es wünschenswert sein, in Zukunft an dem System der Regis-
tervernetzung teilnehmen zu können.

(39) Eine gerechte Lösung hinsichtlich der Finanzierung des Systems der Registerver-
netzung erfordert die Beteiligung sowohl der Union als auch ihrer Mitgliedstaaten. Die 
Mitgliedstaaten sollten die Ausgaben für die Anpassung ihrer inländischen Register an das 
System tragen, wogegen die zentralen Elemente, d. h. die Plattform und das Portal, das als 
europäischer elektronischer Zugangspunkt dient, über eine geeignete Haushaltslinie des Ge-
samthaushaltsplans der Europäischen Union finanziert werden sollten. Um nicht wesentliche 
Teile dieser Richtlinie zu ergänzen, sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, 
gemäß Artikel 290 des Vertrags Rechtsakte über die Erhebung von Gebühren für das Erhalten 
von Auskünften über Gesellschaften zu erlassen. Hierdurch wird die Möglichkeit des inlän-
dischen Registers, Gebühren zu erheben, nicht berührt, aber es könnte damit eine zusätzliche 
Gebühr einhergehen, um Wartung und Betrieb der Plattform zu kofinanzieren. Es ist von 
besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt. Bei der Vorbereitung 
und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewährleisten, dass die ein-
schlägigen Dokumente dem Europäischen Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und 
auf angemessene Weise übermittelt werden.

(40) Es ist notwendig, Unionsvorschriften zu erlassen, um das Kapital als Sicherheit für 
die Gläubiger zu erhalten, indem insbesondere untersagt wird, dass das Kapital durch nicht 
geschuldete Ausschüttungen an die Aktionäre verringert wird, und indem die Möglichkeit von 
Aktiengesellschaften, eigene Aktien zu erwerben, begrenzt wird.

(41) Die Beschränkungen für den Erwerb eigener Aktien sollten nicht nur für den Erwerb 
durch die Aktiengesellschaft selbst gelten, sondern auch für den Erwerb, der von einer Person 
getätigt wird, die im eigenen Namen, aber für Rechnung dieser Gesellschaft handelt.

(42) Um zu verhindern, dass sich eine Aktiengesellschaft einer anderen Gesellschaft, in der 
sie über die Mehrheit der Stimmrechte verfügt oder auf die sie einen beherrschenden Einfluss 
ausüben kann, bedient, um eigene Aktien zu erwerben, ohne die hierfür vorgesehenen Be-
schränkungen zu beachten, sollten die Vorschriften für den Erwerb eigener Aktien durch eine 
Gesellschaft die wichtigsten und am häufigsten vorkommenden Fälle des Erwerbs von Aktien 
durch diese andere Gesellschaft abdecken. Diese Regelung sollte sich auch auf die Zeichnung 
von Aktien der Aktiengesellschaft erstrecken.

(43) Um Umgehungen der vorliegenden Richtlinie zu vermeiden, sollten Aktiengesellschaf-
ten, Kommanditgesellschaften auf Aktien oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung im 
Sinne dieser Richtlinie sowie Gesellschaften, die dem Recht eines Drittlands unterliegen und 
eine vergleichbare Rechtsform haben, in die in Erwägungsgrund 42 genannten Regelungen 
einbezogen werden.

(44) Besteht zwischen der Aktiengesellschaft und der anderen Gesellschaft im Sinne des 
Erwägungsgrundes 42 nur ein mittelbares Verhältnis, so erscheint es gerechtfertigt, die an-
wendbaren Bestimmungen flexibler als bei einem unmittelbaren Verhältnis zu gestalten, indem 
vorgesehen wird, dass die Aussetzung der Stimmrechte als Mindestmaßnahme zur Verwirkli-
chung der Ziele der vorliegenden Richtlinie vorgesehen wird.

(45) Im Übrigen ist es gerechtfertigt, die Fälle auszunehmen, in denen es aufgrund der Be-
sonderheiten einer beruflichen Tätigkeit ausgeschlossen ist, dass die Erreichung der Ziele der 
vorliegenden Richtlinie infrage gestellt wird.

(46) Im Hinblick auf die in Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe g des Vertrags verfolgten Ziele 
ist es erforderlich, dass die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bei Kapitalerhöhungen 
und Kapitalherabsetzungen die Beachtung der Grundsätze über die Gleichbehandlung der 
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Aktionäre, die sich in denselben Verhältnissen befinden, und den Schutz der Gläubiger von 
Forderungen, die bereits vor der Entscheidung über die Herabsetzung bestanden, sicherstellen 
und für die harmonisierte Durchführung dieser Grundsätze Sorge tragen.

(47) Um in allen Mitgliedstaaten die Vereinheitlichung des Gläubigerschutzes zu verbes-
sern, sollten Gläubiger, deren Forderungen aufgrund einer Herabsetzung des Kapitals einer 
Aktiengesellschaft gefährdet sind, unter bestimmten Voraussetzungen auf Gerichts- oder 
Verwaltungsverfahren zurückgreifen können.

(48) Um Marktmissbrauch zuverlässig zu verhindern, sollten die Mitgliedstaaten bei der 
Umsetzung dieser Richtlinie den Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates194 Rechnung tragen.

(49) Der Schutz der Interessen von Gesellschaftern und Dritten erfordert es, die Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Verschmelzung von Aktiengesellschaften zu koor-
dinieren; gleichzeitig erscheint es zweckmäßig, in die nationalen Rechte der Mitgliedstaaten 
die Institution der Verschmelzung einzuführen.

(50) Im Rahmen dieser Koordinierung ist es besonders wichtig, die Aktionäre der sich 
verschmelzenden Gesellschaften angemessen und so objektiv wie möglich zu unterrichten und 
ihre Rechte in geeigneter Weise zu schützen. Jedoch ist keine Prüfung des Verschmelzungsplans 
durch unabhängige Sachverständige für die Aktionäre der an der Verschmelzung beteiligten 
Gesellschaften erforderlich, wenn alle Aktionäre darauf verzichtet haben.

(51) Die Gläubiger einschließlich der Inhaber von Schuldverschreibungen sowie die Inhaber 
anderer Rechte der sich verschmelzenden Gesellschaften sollten dagegen geschützt werden, 
dass sie durch die Verschmelzung Schaden erleiden.

(52) Die Offenlegung zum Schutze der Interessen von Gesellschaftern und Dritten sollte 
sich auch auf Maßnahmen zur Durchführung von Verschmelzungen beziehen, damit hierüber 
auch Dritte ausreichend unterrichtet werden.

(53) Ferner sollten sich die Garantien, die Gesellschaftern und Dritten bei der Durch-
führung der Verschmelzung von Aktiengesellschaften gewährt werden, auch auf bestimmte 
andere rechtliche Vorgänge erstrecken, die in wesentlichen Punkten ähnliche Merkmale wie 
die Verschmelzung aufweisen, um Umgehungen des Schutzes zu vermeiden.

(54) Schließlich ist es notwendig, die Fälle der Nichtigkeit einer Verschmelzung zu be-
schränken, um die Rechtssicherheit in den Beziehungen zwischen den beteiligten Gesellschaf-
ten, zwischen diesen und Dritten sowie unter den Aktionären zu gewährleisten; außerdem 
müssen einerseits der Grundsatz, dass dem Mangel der Verschmelzung so weit wie möglich 
abgeholfen werden soll, und andererseits eine kurze Frist zur Geltendmachung der Nichtigkeit 
festgelegt werden.

(55) Mit dieser Richtlinie wird auch die grenzüberschreitende Verschmelzung von Kapital-
gesellschaften erleichtert. Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten sollten die grenzüber-
schreitende Verschmelzung einer inländischen Kapitalgesellschaft mit einer Kapitalgesellschaft 
aus einem anderen Mitgliedstaat gestatten, wenn das nationale Recht der betreffenden Mit-
gliedstaaten Verschmelzungen zwischen Unternehmen solcher Rechtsformen erlaubt.

(56) Um grenzüberschreitende Verschmelzungen zu erleichtern, sollte festgelegt werden, 
dass für jede an einer grenzüberschreitenden Verschmelzung beteiligte Gesellschaft und jeden 

194 [Amtl. Anm.:] Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der 
Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom 
12. 6. 2014, S. 1).
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beteiligten Dritten weiterhin die Vorschriften und Formalitäten des nationalen Rechts gelten, 
das im Falle einer innerstaatlichen Verschmelzung anwendbar wäre, sofern diese Richtlinie 
nichts anderes bestimmt. Die Vorschriften und Formalitäten des nationalen Rechts, auf die in 
dieser Richtlinie Bezug genommen wird, sollten keine Beschränkungen der Niederlassungs-
freiheit oder des freien Kapitalverkehrs einführen, es sei denn, derartige Beschränkungen 
lassen sich im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union und 
insbesondere durch die Erfordernisse des Gemeinwohls rechtfertigen und sind zur Erfüllung 
solcher vorrangigen Erfordernisse erforderlich und angemessen.

(57) Der gemeinsame Plan für eine grenzüberschreitende Verschmelzung sollte für alle 
an der grenzüberschreitenden Verschmelzung beteiligten Gesellschaften, die verschiedenen 
Mitgliedstaaten angehören, gleich lauten. Es sollte daher festgelegt werden, welche Angaben 
der gemeinsame Verschmelzungsplan mindestens enthalten muss, wobei den Gesellschaften 
gleichzeitig die Möglichkeit gegeben werden sollte, weitere Angaben zu vereinbaren.

(58) Zum Schutz der Interessen der Gesellschafter und Dritter sollte für jede der sich 
verschmelzenden Gesellschaften sowohl der gemeinsame Plan für die grenzüberschreitende 
Verschmelzung als auch der Abschluss der grenzüberschreitenden Verschmelzung im entspre-
chenden öffentlichen Register offengelegt werden.

(59) Die Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten sollten vorsehen, dass auf nationaler Ebene 
für jede der sich verschmelzenden Gesellschaften von einem oder mehreren Sachverständigen 
ein Bericht über den gemeinsamen Plan für die grenzüberschreitende Verschmelzung erstellt 
wird. Um die im Zusammenhang mit einer grenzüberschreitenden Verschmelzung anfallenden 
Sachverständigenkosten zu begrenzen, sollte die Möglichkeit vorgesehen werden, einen ge-
meinsamen Bericht für alle Gesellschafter der an einer grenzüberschreitenden Verschmelzung 
beteiligten Gesellschaften zu erstellen. Die Gesellschafterversammlung jeder Gesellschaft 
sollte dem gemeinsamen Verschmelzungsplan zustimmen.

(60) Um grenzüberschreitende Verschmelzungen zu erleichtern, sollte die Kontrolle des Ab-
schlusses und der Rechtmäßigkeit des Beschlussfassungsverfahrens jeder der sich verschmel-
zenden Gesellschaften von der für die einzelne Gesellschaft jeweils zuständigen nationalen Be-
hörde vorgenommen werden, während die Kontrolle des Abschlusses und der Rechtmäßigkeit 
der grenzüberschreitenden Verschmelzung von der nationalen Behörde vorgenommen werden 
sollte, die für die aus der grenzüberschreitenden Verschmelzung hervorgehende Gesellschaft 
zuständig ist. Bei dieser nationalen Behörde kann es sich um ein Gericht, einen Notar oder 
jede andere von dem betreffenden Mitgliedstaat benannte Behörde handeln. Es sollte auch 
festgelegt werden, nach welchem nationalen Recht sich der Zeitpunkt bestimmt, zu dem die 
grenzüberschreitende Verschmelzung wirksam wird, nämlich nach dem Recht, das für die aus 
der Verschmelzung hervorgehende Gesellschaft maßgebend ist.

(61) Zum Schutz der Interessen der Gesellschafter und Dritter sollten die Rechtsfolgen einer 
grenzüberschreitenden Verschmelzung angegeben werden, wobei danach zu unterscheiden ist, 
ob es sich bei der aus der Verschmelzung hervorgehenden Gesellschaft um eine übernehmende 
oder um eine neue Gesellschaft handelt. Im Interesse der Rechtssicherheit sollte vorgeschrieben 
werden, dass eine grenzüberschreitende Verschmelzung nach ihrem Wirksamwerden nicht 
mehr für nichtig erklärt werden kann.

(62) Diese Richtlinie lässt die Anwendung des Fusionskontrollrechts sowohl auf Ebene der 
Union durch die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates195 als auch auf Ebene der Mitglied-
staaten unberührt.

195 [Amtl. Anm.:] Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 über die 
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen („EG-Fusionskontrollverordnung“) (ABl. 
L 24 vom 29. 1. 2004, S. 1).


